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Bekanntmachungen 
 

 Bekanntmachung über das Recht auf Einsichtnahme in das 
Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen für 
die Wahl zum Europäischen Parlament und die 
Kommunalwahlen am 09. Juni 2024 

 
 

Bekanntgabe von Beschlüssen 
 

 Beschlüsse der 53. Sitzung des Stadtrates der Stadt Jöhstadt 
am 07. März 2024 

 Beschlüsse der 54. Sitzung des Stadtrates der Stadt Jöhstadt 
am 11. April 2024 

 
 

Sonstiges 
 

 Beschlüsse der Jagdgenossenschaft Grumbach 
 Öffentlicher Hinweis – Veräußerung von Grundstücken in 

Grumbach 
 Öffentlicher Hinweis –Veräußerung von Grundstücken in 

Steinbach 
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am

Bekanntmachung über das Recht auf Einsichtnahme
in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen

für die

bis
Wahlbenachrichtigung. 

Europawahl Stimmabgabe

Kommunalwahl Stimmabgabe
Briefwahl

Wahl zum Europäischen Parlament Wahl des
Wahl des Kreistags

Landrats Gemeinde-/Stadtrats

(Ober-)Bürgermeisters Stadtbezirksbeirats

Ortschaftsrats

19.05.2024

Erzgebirgskreis

09.06.2024

Jöhstadt

20.05.2024

24.05.2024 - 12:00 Uhr

Stadt Jöhstadt - Markt 185 - 09477 Jöhstadt

20.05.2024

24.05.2024

24.05.2024

Montag - geschlossen (Feiertag) - Dienstag bis Freitag 09:00 bis 12:00 Uhr -
zusätzlich Dienstag 14:00 bis 18:00 Uhr und Donnerstag 14:00 bis 17:00 Uhr

Rathaus Jöhstadt - Meldestelle - Markt 185 - 09477 Jöhstadt
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eingetragenen

nicht eingetragenen
Europawahl:

Kommunalwahlen:

eingetragenen
nicht eingetragenen

Wahlscheineanträge

schriftlichen Vollmacht
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Wahltag bis 18.00
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Informationen zum Datenschutz 

Diese Bekanntmachung ist zugleich die datenschutzrechtliche Information der Betroffenen im 
Sinne von Artikel 13 der Datenschutz-Grundverordnung über die für die Berichtigung des 
Wählerverzeichnisses und für die Erteilung eines Wahlscheins verarbeiteten 
personenbezogenen Daten: 

1. 
a) Wurde ein Antrag auf Eintragung ins Wählerverzeichnis gestellt oder Einspruch

gegen die Richtigkeit oder Vollständigkeit des Wählerverzeichnisses eingelegt, so
erfolgt die Verarbeitung der in diesem Zusammenhang angegebenen
personenbezogenen Daten zur Bearbeitung des Antrages bzw. des Einspruchs auf
der Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c und e der Datenschutz-
Grundverordnung i. V. m. § 4 des Europawahlgesetzes, § 17 Absatz 1 des
Bundeswahlgesetzes und den §§ 14 bis 17b, §§ 20 bis 22 der Europawahlordnung
sowie i. V. m. §§ 4, 33, 37a, 48 des Kommunalwahlgesetzes und § 9 der
Sächsischen Kommunalwahlordnung.

b) Wurde ein Antrag auf Erteilung eines Wahlscheins gestellt, so erfolgt die
Verarbeitung der in diesem Zusammenhang angegebenen personenbezogenen
Daten zur Bearbeitung des Antrages auf der Grundlage von Artikel 6 Absatz 1
Buchstabe c und e der Datenschutz-Grundverordnung i. V. m. § 4 des
Europawahlgesetzes, § 17 Absatz 2 des Bundeswahlgesetzes und den §§ 24 bis 29
der Europawahlordnung sowie i. V. m. §§ 5 Absatz 1, 33, 37a, 48 des
Kommunalwahlgesetzes und den §§ 12 und 13 der Sächsischen
Kommunalwahlordnung.

c) Haben Sie eine Vollmacht für die Beantragung eines Wahlscheins und/oder für die
Abholung des Wahlscheins mit Briefwahlunterlagen ausgestellt, so erfolgt die
Verarbeitung der von Ihnen und dem Bevollmächtigten in diesem Zusammenhang
angegebenen personenbezogenen Daten zur Prüfung der Bevollmächtigung und
der Berechtigung des Bevollmächtigten für die Beantragung eines Wahlscheins
bzw. den Empfang des Wahlscheins und der Briefwahlunterlagen auf der
Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c und e der Datenschutz-
Grundverordnung i. V. m. mit § 4 des Europawahlgesetzes, § 17 Absatz 2 des
Bundeswahlgesetzes und § 26 Absatz 3, § 27 Absatz 5 der Europawahlordnung
sowie i. V. m. §§ 5 Absatz 1, 33, 37a, 48 des Kommunalwahlgesetzes und den § 13
Absatz 2, § 14 Absatz 4 und 6 der Sächsischen Kommunalwahlordnung.

d) Die Gemeinde führt Verzeichnisse über erteilte Wahlscheine, § 27 Absatz 6 der
Europawahlordnung, § 14 Absatz 8 der Sächsischen Kommunalwahlordnung, ein
Verzeichnis über für ungültig erklärte Wahlscheine, § 27 Absatz 8 der
Europawahlordnung, § 14 Absatz 11 der Sächsischen Kommunalwahlordnung,
sowie ein Verzeichnis über die Bevollmächtigten und die an sie ausgehändigten
Wahlscheine, § 14 Absatz 4 Satz 5 der Sächsischen Kommunalwahlordnungi.
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2. Sie sind nicht verpflichtet, die personenbezogenen Daten bereitzustellen. Eine 

Bearbeitung des Antrages auf Eintragung in das Wählerverzeichnis, des Einspruchs 
gegen das Wählerverzeichnis und des Antrages auf Erteilung eines Wahlscheins sowie 
die Erteilung bzw. Aushändigung des Wahlscheins und der Briefwahlunterlagen an einen 
Bevollmächtigten ist ohne die Angaben nicht möglich. 

 
3. Verantwortlich für die Verarbeitung der angegebenen personenbezogenen Daten ist die 

Gemeinde. Die Kontaktdaten des behördlichen Datenschutzbeauftragten sind: 
 

Stadtwerke Annaberg-Buchholz Energie AG, Frau Maria Seyfert, Robert-Schumann-
Straße 1, 09456 Annaberg-Buchholz) 

 

4. Im Falle einer Beschwerde gegen die Versagung der Eintragung ins Wählerverzeichnis, 
gegen die Ablehnung des Einspruchs gegen das Wählverzeichnis oder gegen die 
Versagung des Wahlscheins ist Empfänger der personenbezogenen Daten 
 
für die Europawahl der Kreiswahlleiter 
 

Landratsamt Erzgebirgskreis, Herr Prof. Dr. iur. Haentjens, Paulus-Jenisius-Straße 24, 
09456 Annaberg-Buchholz, 
 
für die Kommunalwahlen das 
 

Landratsamt Erzgebirgskreis, Referat Kommunalaufsicht, Paulus-Jenisius-Straße 24, 
09477 Annaberg-Buchholz 
 
als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde. Im Verfahren der 
Wahlprüfung/Wahlanfechtung können auch die zuständigen Rechtsaufsichtsbehörden, 
die Verwaltungsgerichte sowie der Sächsische Verfassungsgerichtshof, im Fall von 
Wahlstraftaten auch die Strafverfolgungsbehörden und andere Gerichte Empfänger der 
personenbezogenen Daten sein. 

 
5. Wählerverzeichnisse, Wahlscheinverzeichnisse, Verzeichnisse der ungültigen 

Wahlscheine sowie Verzeichnisse über die Bevollmächtigten und die an sie 
ausgehändigten Wahlscheine sind nach Ablauf von sechs Monaten seit der Wahl zu 
vernichten, soweit nicht gemäß § 83 Absatz 2 der Europawahlordnung, § 62 Absatz 2 
der Sächsischen Kommunalwahlordnung 
 der Bundeswahlleiter mit Rücksicht auf ein schwebendes Wahlprüfungsverfahren 

etwas anderes anordnet,  
 die Entscheidung über die Gültigkeit der Kommunalwahl noch angefochten ist 

oder 
 sie für die Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von 

Bedeutung sein können.  

Seite 6 von 18



6. Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen stehen Ihnen folgende Rechte zu: 
 Recht auf Auskunft über Sie betreffende personenbezogene Daten (Artikel 15 

Datenschutz-Grundverordnung) 
 Recht auf Berichtigung der Sie betreffenden unrichtigen personenbezogenen 

Daten (Artikel 16 Datenschutz-Grundverordnung) 
 Recht auf Löschung personenbezogener Daten (Artikel 17 Datenschutz-

Grundverordnung) 
 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung personenbezogener Daten (Artikel 18 

Datenschutz-Grundverordnung) 
 

Einschränkungen ergeben sich aus den wahlrechtlichen Vorschriften, insbesondere 
durch die Vorschriften über das Recht auf Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis und 
den Erhalt einer Kopie, § 4 des Europawahlgesetzes, § 17 Absatz 1 des 
Bundeswahlgesetzes i. V. m. § 20 der Europawahlordnung; §§ 4 Absatz 2, 33, 37a, 48 des 
Kommunalwahlgesetzes i. V. m. § 8 Absatz 2 und 3 der Sächsischen 
Kommunalwahlordnung, durch die Vorschriften über den Einspruch und die Beschwerde 
gegen das Wählerverzeichnis, § 4 des Europawahlgesetzes, § 17 Absatz 1 des 
Bundeswahlgesetzes i. V. m. §§ 21 und 22 der Europawahlordnung; §§ 4 Absatz 3 und 4, 
33, 37a, 48 des Kommunalwahlgesetzes i. V. m. § 9 Absatz 1 der Sächsischen 
Kommunalwahlwahlordnung und die Löschungsfristen (siehe Punkt 5). 

 
7. Sind Sie der Ansicht, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen 

Daten nicht rechtmäßig erfolgt, können Sie Ihre Beschwerde an die Sächsische 
Datenschutz- und Transparenzbeauftragte (Postanschrift: Sächsische Datenschutz- und 
Transparenzbeauftragte, Postfach 11 01 32, 01330 Dresden; E-Mail: 
post@sdtb.sachsen.de) richten. 
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Bekanntgabe der Beschlüsse 
der 53. Sitzung des Stadtrates am 07. März 2024 

 
Der Stadtrat der Stadt Jöhstadt hat in seiner öffentlichen Sitzung am 07. März 2024 folgende 
Beschlüsse gefasst: 
 
 
Beschluss Nr. 556: 
Der Stadtrat beschließt, dass bei dem Grundstückskaufvertrag über das Flurstück 36/44 der 
Gemarkung Grumbach ein Vorkaufsrecht nach allen öffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht 
ausgeübt werden kann. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 11 11 0 0 0 
 
 
Beschluss Nr. 557: 
Der Stadtrat beschließt lt. Sächs. Gemeindeordnung § 28 Abs. 2 Nr. 22 i.V.m. § 73 Abs. 5 die 
Annahme der Geldzuwendungen in Höhe von insgesamt 250,00 € mit der Weiterleitung an 
den entsprechenden Empfänger. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 11 11 0 0 0 
 
 
 
Jöhstadt, den 03. Mai 2024 
 
 
 
 
A. Zinn 
Bürgermeister 
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Bekanntgabe der Beschlüsse 
der 54. Sitzung des Stadtrates am 11. April 2024 

 
Der Stadtrat der Stadt Jöhstadt hat in seiner öffentlichen Sitzung am 11. April 2024 folgende 
Beschlüsse gefasst: 
 
 
Beschluss Nr. 558: 
Der Stadtrat beschließt, nach Diskussion im Stadtrat, Beratung in den Ausschüssen und 
öffentlicher Auslegung nachfolgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024: 
 

Haushaltssatzung 
Haushaltsplan 2024 

Stadtverwaltung Jöhstadt 
für das Haushaltsjahr 2024 

   
Aufgrund von § 74 der Sächsischen Gemeindeordnung, in der jeweils geltenden  

Fassung, hat der Stadtrat in der Sitzung am 11.04.2024 folgende Haushaltssatzung  
beschlossen: 

   
§ 1 

   
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024, der die für die Erfüllung der Aufgaben 
der Gemeinden voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen 

 sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen enthält, wird: 
   
im Ergebnishaushalt mit dem   
 Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge auf 5.188.200,00 EUR 
 Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen auf 5.469.000,00 EUR 
 Saldo aus den ordentlichen Erträgen und Aufwendungen    
 (ordentliches Ergebnis) auf -280.800,00 EUR 
   

 Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge auf 424.900,00 
 
EUR 

 Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen auf 444.300,00 
 
EUR 

 Saldo aus den außerordentlichen Erträgen und Aufwendungen   

 (Sonderergebnis) auf -19.400,00 
 
EUR 

   
 Gesamtergebnis auf -300.200,00 EUR 
   
 Betrag der veranschlagten Abdeckung von Fehlbeträgen des   
 ordentlichen Ergebnisses aus Vorjahren auf 0,00 EUR 
 Betrag der veranschlagten Abdeckung von Fehlbeträgen des   
 Sonderergebnisses aus Vorjahren auf 0,00 EUR 
 Betrag der Verrechnung eines Fehlbetrages im ordentlichen    
 Ergebnis mit dem Basiskapital   
 gemäß § 72 Absatz 3 Satz 3 SächsGemO auf 344.800,00 EUR 
 Betrag der Verrechnung eines Fehlbetrages im Sonderergebnis   
 mit dem Basiskapital   
 gemäß § 72 Absatz 3 Satz 3 SächsGemO auf 0,00 EUR 
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 veranschlagtes Gesamtergebnis auf 44.600,00 EUR 
   
   
im Finanzhaushalt mit dem   
 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungs-   
 tätigkeit auf 5.229.700,00 EUR 
 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungs-   
 tätigkeit auf 5.101.200,00 EUR 
 Zahlungsmittelüberschuss oder -bedarf aus laufender   
 Verwaltungstätigkeit als Saldo der Gesamtbeträge der   
 Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungs-   
 tätigkeit auf 128.500,00 EUR 
   
 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf 406.100,00 EUR 
 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf 506.700,00 EUR 
 Saldo der Einzahlungen und Auszahlungen aus    
 Investitionstätigkeit auf -100.600,00 EUR 
   
   
 Finanzierungsmittelübeschuss oder -fehlbetrag als Saldo aus   
 dem Zahlungsmittelüberschuss oder -fehlbetrag aus laufender   
 Verwaltungstätigkeit und dem Saldo der Gesamtbeträge der   
 Einzahlungen und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf 27.900,00 EUR 
   
 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf 270.200,00 EUR 
 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf 387.500,00 EUR 
 Saldo der Einzahlungen und Auszahlungen aus Finanzierungs-   
 tätigkeit auf -117.300,00 EUR 
   
 Veränderung des Bestandes an Zahlungsmitteln im Haushalts-   
 jahr auf 368.600,00 EUR 
   
 festgesetzt.   

 
 

§ 2 
   
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für   
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 0,00 EUR 
   
 festgesetzt.   

 
§ 3 

   
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen zum   
Eingehen von Verpflichtungen, die künftige Haushaltsjahre mit   
Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungs-   
maßnahmen belasten (Verpflichtungsermächtigungen),   
 wird auf 0,00 EUR 
 festgesetzt.   
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§ 4 
   
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, der zur rechtzeitigen   
Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden darf,   
wird auf 1.020.000,00 EUR 
festgesetzt.   

§ 5 
   
Die Hebesätze werden wie folgt festgesetzt:   
für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 307,50 v. H.  
für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 420,00 v. H.  
für die baureifen Grundstücke (Grundsteuer C) auf 0,00 v. H.  
für die Grundstücke für Windenergieanlagen (Grundsteuer D) auf 0,00 v. H.  
Gewerbesteuer auf 390,00 v. H.  

§ 6 
   
Für bestehende Darlehen können Umschuldungen vorgenommen werden.   
   

 
Hinweis nach § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) 
Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande 
gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. 
Dies gilt nicht, wenn 
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt 

worden sind, 
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, 
4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
 a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder 
 b) die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Stadt unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der 

die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. 
Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
jedermann diese Verletzung geltend machen. Sätze 1 bis 3 sind nur anzuwenden, wenn bei der Bekanntmachung der Satzung 
auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und die 
Rechtsfolgen hingewiesen worden ist. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 12 0 0 0 
 
 
Beschluss Nr. 559: 
Die Stadt Jöhstadt verzichtet gemäß § 88b Absatz 2 SächsGemO auf die Aufstellung eines 
Gesamtabschlusses für das Jahr 2024. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 12 0 0 0 
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Beschluss Nr. 560: 
Der Stadtrat der Stadt Jöhstadt ermächtigt den Bürgermeister der Stadt Jöhstadt, das Los 
Ausstattung/ Möblierung des Feuerwehrgerätehauses in Steinbach an das jeweils 
wirtschaftlichste Angebot im Rahmen des Budgets „Ausstattung Feuerwehrgerätehaus 
Steinbach“ zu vergeben. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 11 0 1 0 
 
 
Beschluss Nr. 561: 
Der Stadtrat der Stadt Jöhstadt beschließt, dem Antrag mit dem AZ: 00211-2024-71 von Frau 
Heike Schmidt, Jöhstädter Straße 17 in 09477 Jöhstadt OT Grumbach mit dem Inhalt auf 
Umnutzung einer Teilfläche des Flurstückes 503 der Gemarkung Grumbach zur Nutzung für 
den Hundesportverein Grumbach einschließlich Errichtung von 15 Parkplätzen, offener 
Überdachung, Schuppen, Wildzaun mit 2 Eingangstoren in 09477 Jöhstadt, Jöhstadter Straße 
17 der Gemarkung Grumbach, Flurstück 503, gemäß § 36 BauGB und § 69 SächsBO, das 
gemeindliche Einvernehmen unter dem Vorbehalt der Zustimmung aller Träger öffentlicher 
Belange, zu erteilen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 10 0 2 0 
 
 
Beschluss Nr. 562: 
Der Stadtrat beschließt, dass bei dem Grundstückskaufvertrag über das Flurstück 140/3 der 
Gemarkung Steinbach ein Vorkaufsrecht nach allen öffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht 
ausgeübt werden kann. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 12 0 0 0 
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Beschluss Nr. 563: 
Der Stadtrat beschließt lt. Sächs. Gemeindeordnung § 28 Abs. 2 Nr. 22 i.V.m. § 73 Abs. 5 die 
Annahme der Geldzuwendungen in Höhe von insgesamt 120,00 € mit der Weiterleitung an 
den entsprechenden Empfänger. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 12 0 0 0 
 
 
Beschluss Nr. 564: 
Der Stadtrat beschließt lt. Sächs. Gemeindeordnung § 28 Abs. 2 Nr. 22 i.V.m. § 73 Abs. 5 die 
Annahme der Sachzuwendungen in Höhe von insgesamt 252,10 € mit der Weiterleitung an 
den entsprechenden Empfänger. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Stimmberechtigte Davon 
Anwesend 

Ja Nein Enthaltung Befangenheit 

14 12 12 0 0 0 
 
 
 
Jöhstadt, den 03. Mai 2024 
 
 
 
 
A. Zinn 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung der Jagdgenossenschaft Grumbach 
 
 
Die Mitglieder der Jagdgenossenschaft Grumbach haben in ihrer Sitzung am 09. März 2024 
folgende Beschlüsse gefasst: 
 

Ort:   Saal des Erbgerichtes in Grumbach 
Zeit:  18:30 bis 19:30 Uhr 

 
Anwesend:  50 stimmberechtigte Jagdpächter 
  mit einer Gesamtfläche von 287,2348 ha 

 
 

TOP 1:  Verlesung der Tagesordnung 
  einstimmig 

 
TOP 2:  Verlesung und Bestätigung des Protokolls der 

Jahreshauptversammlung vom 04.03.2023 
  einstimmig 

 
TOP 3:  Kassenbericht mit Jahresrechnung 2023 und Vorstellung 

Haushaltsplan 2024 
  einstimmig 

 
TOP 5:  Entlastung des Jagdvorstandes und des Kassenprüfers 
  einstimmig 

 
TOP 6:  Verwendung Reinertrag, keine Auszahlung 
  einstimmig 

 
 
 
gez. Heß 
Vorsitzender der Jagdgenossenschaft Grumbach 
 
 
 
 
 
Impressum 

 
Herausgeber: Stadt Jöhstadt, Markt 185, 09477 Jöhstadt 
Verantwortlich: Bürgermeister André Zinn 
Redaktion: Stadtverwaltung Jöhstadt 
Erscheinungsintervall:  nach Erfordernis 
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__ 

__ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
__ 
 

Sprechzeiten Kontakt  Bankverbindung  
Mo, Fr 08:00 – 12:00 Uhr Telefon 03733 831-0 Erzgebirgssparkasse 
Di 08:00 – 18:00 Uhr Telefax 03733 22164 IBAN DE47 8705 4000 3711 0033 02 
Do 08:00 – 16:00 Uhr E-Mail info@kreis-erz.de BIC WELADED1STB 
    UStIDNr DE 260 587 011 
 

Die Zugangsvoraussetzungen für elektronisch signierte und verschlüsselte elektronische Nachrichten finden Sie unter www.erzgebirgskreis.de.
Ihre Informationsrechte nach Art. 13 Datenschutzgrundverordnung finden Sie unter www.erzgebirgskreis.de/datenschutz. 

 

 
Landratsamt Erzgebirgskreis  ·  Paulus-Jenisius-Straße 24  ·  09456 Annaberg-Buchholz 

31400-580 Abteilung 3 Umwelt, Verkehr und Sicherheit  
 
 

Referat Umwelt und Forst 
SG Naturschutz/Landwirtschaft  
 
Bearbeiter/in: Herr Nestler 
Dienstgebäude: Schillerlinde 6 
 09496 Marienberg 
Zimmer-Nr.: 306 
Telefon: 03735 601-6208 
Telefax: 03735 601-6220 
E-Mail: steffen.nestler@kreis-erz.de 
RReg.--NNr.:  00284/24  
Datum: 26.04.2024 
  

Öffentlicher Hinweis 
Information an Landwirte/Landwirtschaftsbetriebe 

 

 

Hinsichtlich der Veräußerung des nachstehend bezeichneten Grundstücks liegt dem Landratsamt Erzge-
birgskreis als untere Landwirtschaftsbehörde der Entwurf eines Überlassungsvertrages vor, über 
dessen Genehmigung nach dem Grundstückverkehrsgesetz zu entscheiden ist. 
 

Gemarkung 
(Gemeinde) 

Flurstücks-
Nr. 

Größe  
in ha 

Nutzungsart gemäß Angaben im Ver-
trag/Katasterkarte oder Luftbild 

 
Grumbach 
(Jöhstadt) 

 
 

312e 
T. v. 559 

560 
607 
610 

1,1753 
4,6088 
2,1450 
1,9930 
0,2070 

1,1645 ha Ackerland; 0,0108 ha Weg 
Ackerland 
0,6500 ha Ackerland; 1,4950 ha Wald 
1,6100 ha Ackerland; 0,3830 ha Unland 
0,1152 ha Unland; 0,0918 ha Wald + Weg 

 
Die Genehmigung des Vertragsentwurfs hängt u. a. von der Nichtfeststellbarkeit eines Erwerbsinteresses 
aufstockungsbedürftiger und erwerbsfähiger Haupt- oder Nebenerwerbslandwirte ab.  
 
Entsprechenden Unternehmen wird hiermit Gelegenheit gegeben, dem Landratsamt Erzgebirgskreis 
bis zum 10. Mai 2024 Erwerbsinteresse schriftlich zu bekunden.  
 
Im Zusammenhang damit sollen neben Fakten, die den dringenden Aufstockungsbedarf hinreichend un-
tersetzen (ungünstige Eigentumsland-/Pachtland-Relation, Flächenverluste z. B. wegen Straßenbau, 
Pachtvertragskündigungen etc., beabsichtigte oder bereits durchgeführte Betriebsvergrößerungen oder 
Betriebsprofiländerungen, welche Flächenbedarf nach sich ziehen) Angaben gemacht werden, welchen 
verbindlichen Preis sie bei einer eventuell gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden. 
 
Bei Bedarf kann beim Landratsamt zu weiteren Grundstücksdaten angefragt werden. 
 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung eines Erwerbsinteresses keinerlei Erwerbsan-
sprüche begründet und den Absender der Erwerbsbekundung nicht zum Beteiligten am Verwaltungsver-
fahren macht. 
 

Seite 15 von 18



3 6
5E

3 6
5E

66 66

67 67

3 6
8E

3 6
8E

56
00

N
56

00
N

56
01

N
56

01
N

13°05'23,2"

50
°3

1'4
1,9

"

13°05'23,2"
50

°3
3'0

0,5
"

50
°3

1'4
1,9

"

50
°3

3'0
0,5

"
05

'3
0"

05
'3

0"

06
'

06
'

06
'3

0"

06
'3

0"

07
'

07
'

07
'3

0"

07
'3

0"

08
'

08
'

32
'

32
'

32
'3

0"
32

'3
0"

Seite 13 von 15



 

                                                           

__ 

__ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
__ 
 

Sprechzeiten Kontakt  Bankverbindung  
Mo, Fr 08:00 – 12:00 Uhr Telefon 03733 831-0 Erzgebirgssparkasse 
Di 08:00 – 18:00 Uhr Telefax 03733 22164 IBAN DE47 8705 4000 3711 0033 02 
Do 08:00 – 16:00 Uhr E-Mail info@kreis-erz.de BIC WELADED1STB 
    UStIDNr DE 260 587 011 
 

Die Zugangsvoraussetzungen für elektronisch signierte und verschlüsselte elektronische Nachrichten finden Sie unter www.erzgebirgskreis.de.
Ihre Informationsrechte nach Art. 13 Datenschutzgrundverordnung finden Sie unter www.erzgebirgskreis.de/datenschutz.  

 

 
Landratsamt Erzgebirgskreis  ·  Paulus-Jenisius-Straße 24  ·  09456 Annaberg-Buchholz 

31400-580 Abteilung 3 Umwelt, Verkehr und Sicherheit  
 
 

Referat Umwelt und Forst 
SG Naturschutz/Landwirtschaft  
 
Bearbeiter/in: Herr Nestler 
Dienstgebäude: Schillerlinde 6 
 09496 Marienberg 
Zimmer-Nr.: 306 
Telefon: 03735 601-6208 
Telefax: 03735 601-6220 
E-Mail: steffen.nestler@kreis-erz.de 
RReg.--NNr.:  00315/24  
Datum: 29.04.2024 
  

Öffentlicher Hinweis 
Information an Landwirte/Landwirtschaftsbetriebe 

 

 

Hinsichtlich der Veräußerung des nachstehend bezeichneten Grundstücks liegt dem Landratsamt Erzge-
birgskreis als untere Landwirtschaftsbehörde der Entwurf eines Überlassungsvertrages vor, über 
dessen Genehmigung nach dem Grundstückverkehrsgesetz zu entscheiden ist. 
 

Gemarkung 
(Gemeinde) 

Flurstücks-
Nr. 

Größe  
in ha 

Nutzungsart gemäß Angaben im Ver-
trag/Katasterkarte oder Luftbild 

 
Steinbach 
(Jöhstadt) 

 
T. v. 62/1 

 
8,0618 

 
7,2423 ha Grünland; 0,5082 ha Wald; 
0,3113 ha Weg 

 
Die Genehmigung des Vertragsentwurfs hängt u. a. von der Nichtfeststellbarkeit eines Erwerbsinteresses 
aufstockungsbedürftiger und erwerbsfähiger Haupt- oder Nebenerwerbslandwirte ab.  
 
Entsprechenden Unternehmen wird hiermit Gelegenheit gegeben, dem Landratsamt Erzgebirgskreis 
bis zum 13. Mai 2024 Erwerbsinteresse schriftlich zu bekunden.  
 
Im Zusammenhang damit sollen neben Fakten, die den dringenden Aufstockungsbedarf hinreichend un-
tersetzen (ungünstige Eigentumsland-/Pachtland-Relation, Flächenverluste z. B. wegen Straßenbau, 
Pachtvertragskündigungen etc., beabsichtigte oder bereits durchgeführte Betriebsvergrößerungen oder 
Betriebsprofiländerungen, welche Flächenbedarf nach sich ziehen) Angaben gemacht werden, welchen 
verbindlichen Preis sie bei einer eventuell gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden. 
 
Bei Bedarf kann beim Landratsamt zu weiteren Grundstücksdaten angefragt werden. 
 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung eines Erwerbsinteresses keinerlei Erwerbsan-
sprüche begründet und den Absender der Erwerbsbekundung nicht zum Beteiligten am Verwaltungsver-
fahren macht. 
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